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Im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern des Innern und 
für gesamtdeutsche Fragen beehre ich mich, die Anfrage der Bun- 
destagsabgeordneten Dr. Rinke u. a. wie folgt zu beantworten: 

1. Die Bundesregierung hat in der ersten Wahlperiode des Deut- 
schen Bundestages auf die Große Anfrage der CDU /CSU betr, 
Menschenraub durch den sowjetzonalen Staatssicherheitsdienst in 
Westberlin (Nr. 3592 der Drucksachen) vom 9. Juli 1952, den 
Antrag der Fraktion der FDP betr. Schutz der Berliner Bevöl- 
kerung (Nr. 3580 der Drucksachen) vom 8. Juli 1952 und den 
Antrag der Fraktion der SPD betr. Menschenraub in Berlin 
(Nr. 3591 der Drucksachen) vom 9. Juli 1952 bereits einmal 
ausführlich dazu Stellung genommen, wieviele Fälle von Men- 
schenraub in der Bundesrepublik und in Westberlin ihr bekannt 
geworden sind und was sie gegen derartige oder ähnliche kom- 
munistische ÜbergriflFe zu tun gedenkt. Ich darf auf die Aus- 
führungen des Herrn Bundesministers für gesamtdeutsche Fragen 
in der 223. Sitzung des Bundestages am 16. Juli 1952, die auch 
heute noch der Auffassung der Bundesregierung entsprechen, 
verweisen. 

Seit diesem Zeitpunkt sind — weitaus überwiegend in West- 
berlin — weitere Verbrechen des Menschenraubes begangen worden, 
die beweisen, daß sich die rechtswidrigen Methoden der Macht- 
haber im sowjetischen Einflußbereich nicht geändert haben. Im 
Jahre 1953 haben die ordentlichen Gerichte 17 rechtskräftige und 
4 ncxh in der höheren Instanz schwebende Verurteilungen wegen 
Verbrechens der Verschleppung ausgesprochen. In 8 Fällen wurden 
Zuchthausstrafen zwischen zwei und zehn Jahren, im übrigen 
Gefängnisstrafen verhängt. Die seit Inkrafttreten des Gesetzes 
zum Schutz der persönlichen Freiheit in den Jahren 1951 und 
1952 wegen Verschleppung ausgesprochenen Verurteilungen konn- 
ten infolge der Kürze der Zeit nicht ermittelt werden. 
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Die eingeleiteten Ermittlungsverfahren haben an die Strafver- 
folgungsbehörden regelmäßig hohe Anforderungen gestellt, weil 
die Aufklärung der Verbredien ihrige des Sdiutzes, den die 
Täter durdi das Regime im sowjetischen Besatzungsgebiet ge- 
nießen, Schwierigkeiten begegnet, die bei der Verfolgung anderer 
Verbrechen unbekannt sind. Das hat dazu geführt, daß eine An- 
zahl von Verfahren nicht abgeschlossen werden konnte, weil die 
Täter flüchtig oder nicht zu ermitteln waren oder weil der Sadi- 
verhalt noch nicht endgültig fest gestellt werden konnte. Diese 
Verfahren sind noch anhängig und machen immer wieder neue 
Ermittlungen erforderlich, wenn sich weitere Anhaltspunkte für 
das Vorliegen eines Menschenraubes ergeben. 

Mit Rücksicht darauf, daß ein Teil der Vorgänge, die unter dem 
Gesichtspunkt der Verschleppung behandelt worden sind, bisher 
nicht hinreichend geklärt werden konnte, ist die Bundesregierung 
außerstande, eine genaue Zahl der Fälle von Menschenraub an- 
zugeben, die ihr bekannt geworden sind. Auch bestehen sach- 
liche Bedenken dagegen, das der Bundesregierung vorliegende 
Material durch erschöpfende Beantwortung der Anfrage der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Damit wäre zwangsläufig 
die Gefahr verbunden, daß den Gewalthabern des sowjetischen 
Besatzungsgebiets wertvolle Hinweise gegeben werden. Ich darf 
deshalb vorschlagen, es hinsichtlich der schwebenden Ermittlungs- 
verfahren mit diesen unbestimmten Angaben bewenden zu lassen. 
Soweit die Mitteilung näherer Einzelheiten gewünscht wird, bin 
ich bereit, im Ausschuß für Gesamtdeutsche und Berliner Fragen 
die erforderlichen Aufschlüsse zu geben. 

2. Der strafrechtliche Schutz ..gegen Verschleppungen wird im Ge- 
biet der Bundesrepublik durch § 234 a StGB (eingefügt auf Grund 
des Gesetzes zum Schutze der persönlichen Freiheit vom 15. Juli 
1951 — BGBl. I S. 448 — ) und im Gebiet des Landes Berlin 
durch § 2 des Berliner Gesetzes zum Schutze der persönlichen 
Freiheit vom 14. Juni 1951 (GVjBl. Berlin S. 417) gewährt. Die 
beiden Strafvorschriften stimmen in ihrem sachlichen Inhalt weit- 
gehend überein. Die in Berlin geltende Regelung enthält ledig- 
lich einige zusätzliche Strafschärfungsgründe, auf deren Bei- 
behaltung das Land Berlin wegen seiner besonders angespannten 
Lage Wert legt. 

Diese Strafbestimmungen haben sich im wesentlichen als gesetzliche 
Maßnahme zur Bekämpfung des Menschenraubes als ausreichend 
erwiesen. Es wird zur Zeit noch geprüft, ob sie zu erweitern 
sind. Die jetzigen Bestimmungen erfassen nicht nur die Verschlep- 
pungen im eigentlichen Sinne, sondern auch alle Handlungen, 
durch die jemand einen anderen mittels Gewalt, List oder Drohung 
veranlaßt, sich in ein Gebiet außerhalb der Bundesrepublik zu 
begeben oder dort zu verweilen, und ihn dadurch der Gefahr 
aussetzt, aus politischen Gründen verfolgt zu werden und hier- 
bei im Widerspruch zu rechtsstaatlichen Grundsätzen eine emp- 
findliche Beeinträchtigung zu erleiden. Über diesen Rahmen hinaus 



bedroht § 234 a Abs. 3 StGB auch Vorbereitungshandlungen, die 
noch nicht zu einer unmittelbaren Gefährdung des Opfers führen, 
mit Gefängnisstrafe. Nach § 49 a StGB wird ein Teil dieser Vor- 
bereitungshandlungen (wenn mehrere gemeinschaftlidi eine Ver- 
schleppung vorbereiten) nach den für den Versuch der Ver- 
schleppung geltenden Vorschriften behandelt und als Verbrechen 
mit Zuchthaus geahndet. Zusammenfassend kann gesagt werden, 
daß der gesetzliche Strafschutz umfassend ist. Wenn bisweilen die 
Androhung nur zeitiger Zuchthausstrafe bis zu 15 Jahren für 
schwerwiegende Fälle der Verschleppung als ungenügend bezeich- 
net worden ist, so muß demgegenüber bedacht werden, daß für 
§ 234 a StGB nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit aller 
Strafdrohungen im System des materiellen Strafrechts eine noch 
schwerere Strafe kaum vorgesehen werden kann. Es besteht auch 
kein hinreichendes Bedürfnis, lebenslange Zuchthausstrafe in 
schweren Fällen anzudrohen. Kann dem Täter nachgewiesen werden, 
daß er durch die Verschleppung den Tod seines Opfers vorsätzlich 
verursacht hat oder verursachen wollte, so kann er unter dem 
Gesichtspunkt des Mordes oder des Totschlags verurteilt werden. 

3. Die Fälle von Menschenraub, die sich in der Bundesrepublik 
ereignet haben, werden einer eingehenden Prüfung unterzogen, 
ob sie ein Bedürfnis rechtfertigen, von Bundes wegen präventiv- 
polizeiliche'^Maßnahmen zu koordinieren. Zunächst obliegt es den 
nach der Verfassung zuständigen Ländern, das insoweit Erforder- 
liche zu veranlassen. Der Bundesgrenzschutz ist angewiesen, im 
Rahmen seiner Zuständigkeit allen Anhaltspunkten, die auf das 
Vorhaben eines Menschenraubes schließen lassen, besondere Auf- 
merksamkeit zu widmen. Da im Bundesgebiet bisher Verschlep- 
pungen vornehmlich dadurch begangen worden sind, daß die 
Opfer durch List in den Machtbereich des sowjetischen Regimes 
gelockt wurden, hat die Bundesregierung die in der Presse laufend 
erfolgende Aufklärung der Bevölkerung über die Gefährdung, 
der bestimmte Personenkreise ausgesetzt sind, sehr begrüßt. 

Auf die umfassenden polizeilichen Vorkehrungen, die im Land 
Berlin zur Abwehr von Verschleppungen getroffen worden sind, 
ist nach dem Inhalt der Kleinen Anfrage nidit einzugehen. 


Neumayer 



